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Antrag

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion
 
SPD-Gemeinderatsfraktion

Betreff

Mieter mit Milieuschutzsatzungen vor drastischen Mieterhöhungen und Verdrängung schützen!

In der Mitteilungsvorlage 647/2016 "Umgang mit sozialer Verdrängung (Gentrifizierung) in 
Stuttgart" weist die Stadtverwaltung darauf hin, dass Stuttgart seit mehreren Jahren 
bundesweit zu den Städten mit den höchsten Miet- und Immobilienkaufpreisen gehört sowie 
vergleichsweise hohe anteilige Wohnkosten am Haushaltseinkommen aufweist. Die Schere 
zwischen der Nachfrage nach Wohnraum und der Entwicklung des Angebots entwickle sich 
auseinander, so die Stadtverwaltung. Unter diesen Bedingungen seien erhebliche 
Verdrängungs- und Homogenisierungsprozesse in den Quartieren zu erwarten. Diese seien 
für verschiedene Stadträume auch tatsächlich zu beobachten – Verdrängungsprozesse 
fänden in Stuttgart statt, so die Stadtverwaltung.

Vor diesem Hintergrund und im Zusammenhang mit einer vom Deutschen Institut für 
Urbanistik durchgeführten Fallstudie gibt die Stadtverwaltung in der genannten Vorlage auch 
eine positive Bewertung zum Instrument der Milieuschutzsatzung ab, wonach

bei konsequenter Ausführung Milieuschutzsatzungen auf die Preissteigerungen am 

Wohnungsmarkt entschleunigend wirken können, insbesondere durch die 
Genehmigungspflicht für die Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen 
(siehe Umwandlungsverordnung des Landes Baden-Württemberg vom 19.11.2013);

Städte wie München, Hamburg oder Berlin seit Jahren entsprechende Verfahren 

praktizieren und mit Hilfe dieses Instruments Verdrängungsprozesse verlangsamen 
können;

eine Milieuschutzsatzung auch als Instrument zur Verstetigung der 

Sanierungsbemühungen eingesetzt werden kann.

Konkret schlägt die Stadtverwaltung vor, nach Abschluss der Stadterneuerungsmaßnahme 
„Stuttgart 29 -Teilbereich Stöckach“ eine Milieuschutzsatzung für den Stöckach zu erlassen.

Wir schließen uns diesen Bewertungen der Stadtverwaltung an und beantragen:

Die Stadtverwaltung unterbreitet dem Gemeinderat bis zum September 2018 einen 1.
Vorschlag, in welchen Gebieten Mieterinnen und Mieter mit Hilfe einer 
Erhaltungssatzung geschützt werden können.
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Die Stadtverwaltung prüft dabei konkret die Gebiete Heslach in Stuttgart-Süd, 2.
Friedhofstraße in Stuttgart-Nord und Dürrlewang in Stuttgart-Vaihingen.

Der unter Punkt 1 genannte Vorschlag soll Gebiete mit insgesamt bis zu 100.000 3.
Einwohnerinnen und Einwohner umfassen, weil das die mit anderen Städten 
vergleichbare Größenordnung darstellt.

Die Stadt setzt sich gegenüber dem Land für eine Verlängerung der 4.
Umwandlungsverordnung über den November 2018 hinaus ein.

Das Thema des Antrags wird im Ausschuss für Umwelt und Technik am 25. September 5.
auf die Tagesordnung gesetzt.
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Fraktionsvorsitzender Stv. Fraktionsvorsitzende Stv. Fraktionsvorsitzender

Udo Lutz


